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Jüngere fiskalische Entwicklungen, wie 
etwa die Einführung der Schulden-
bremse und des Fiskalpakts, aber auch 
die Umstellung auf Doppik könnten die 
vielerorts vorhandenen kommunalen 
Problemlagen weiter verschärfen. Im 
Rahmen einer Umfrage wurden daher 
mögliche Auswirkungen dieser drei 
Rahmenbedingungen auf die Kom-
munalhaushalte und insbesondere die 
Investitionstätigkeit näher untersucht. 
Der Einfluss von Schuldenbremse und 
Fiskalpakt auf die Investitionstätigkeit 
der kommunalen Ebene wird vorwie-
gend pessimistisch betrachtet. Mögli-
che Kürzungen der Landeszuweisun-
gen sowie weitere Aufgabenübertra-
gungen vom Land sind hierfür die aus-
schlaggebenden Gründe. Kurz- und 
mittelfristig kommen für die Kommunen 
als Reaktion hauptsächlich Einsparun-
gen bei freiwilligen Leistungen in Be-
tracht. Langfristig ist mit Investitions-
kürzungen im Schulbereich zu rechnen. 
Zudem könnten die Kommunen finan-
zielle Ansprüche gegenüber dem Land 
geltend machen oder auch Grundstü-
cke und Immobilien veräußern. Ein ne-
gativer Zusammenhang zwischen Dop-
pik und kommunaler Investitionstätig-
keit lässt sich nicht bestätigen. 

Kommunale Herausforderungen 

In Deutschlands Kommunen besteht ein 
hoher Bedarf zur Instandsetzung und 
zum Ausbau der Infrastruktur. Das KfW-
Kommunalpanel 2014 hat aufgezeigt, 
dass allein der Rückstand an Investitio-
nen etwa 120 Mrd. EUR beträgt.1 Hinzu 

kommt beispielsweise ein erheblicher In-
vestitionsbedarf für den Rück- und Um-
bau der kommunalen Infrastruktur auf-
grund des demografischen Wandels. Al-
lerdings sind die öffentlichen Einnahmen 
begrenzt und die kommunale Finanzlage 
in vielen Kommunen nach wie vor struk-
turell angespannt. Deswegen wird be-
reits heute vielerorts an notwendigen Inf-
rastrukturinvestitionen gespart. 

Vor diesem Hintergrund wurden die 
Auswirkungen der drei fiskalischen 
Rahmenbedingungen – Schuldenbrem-
se, Fiskalpakt und Doppik-Umstellung – 
auf den Haushalt und insbesondere die 
Investitionstätigkeit der Kommunen un-
tersucht. Analysiert wurde, welche Er-
wartungen und Befürchtungen auf kom-
munaler Seite bestehen und welche 
Handlungsoptionen sich bieten. 

Grundlage der Untersuchung ist eine Be-
fragung unter allen Städten und Ge-
meinden mit mehr als 20.000 Einwoh-
nern (ohne Stadtstaaten) sowie sämtli-
chen Landkreisen.2 

Schuldenbremse: mittelbare Auswir-
kungen entscheidend 

Mit der Ratifizierung der grundgesetzlich 
verankerten Schuldenbremse im Jahr 
2009 verpflichtete sich der Bund, ab 
2016 nur noch Kredite in Höhe von ma-
ximal 0,35 % des BIP für die reguläre 
Haushaltsfinanzierung aufzunehmen. 
Für die Bundesländer hingegen gilt ab 
2020 ein strukturelles Neuverschul-
dungsverbot. Bund und Länder sind da-
her zur strikten Haushaltskonsolidierung 
in den entsprechenden Übergangszeit-

räumen angehalten. Die Kommunen sind 
zwar von der Schuldenbremse explizit 
ausgenommen, jedoch sind mittelbare 
Auswirkungen der Konsolidierungsan-
strengungen auf Landesebene auf die 
Kommunalhaushalte denkbar:3 (i) Kür-
zungen der Landesmittel und (ii) eine 
weitere Verlagerung von Aufgaben und 
damit Ausgaben auf die Kommunen oh-
ne eine entsprechende Aufwandskom-
pensation. Geringere Ausgabespielräu-
me und damit geringere Investitionen 
wären die Folge. 

Fiskalpakt theoretisch ohne Folgen 

Die Ratifizierung des Fiskalpaktes hängt 
eng mit der nationalen Schuldenbremse 
zusammen. Ziel ist es, verbindliche 
Haushaltsregeln für die Länder des Eu-
ro-Raumes zu schaffen, um eine nach-
haltige Haushaltspolitik sowie tragfähige 
Staatsfinanzen zu gewährleisten. Der 
Fiskalpakt sieht vor, dass das gesamt-
staatliche strukturelle Defizit spätestens 
ab 2014 nicht mehr als 0,5 % des nomi-
nalen BIPs betragen darf.4  

Im Gegensatz zur Schuldenbremse 
schließt der Fiskalpakt die kommunale 
Verschuldung mit ein. Bund und Länder 
haben sich jedoch darauf verständigt, 
dass allein der Bund für die Einhaltung 
des Fiskalpaktes zumindest bis zum Jahr 
2020 Sorge trägt. Die Voraussetzung da-
für ist aber, dass sich die Länder an die 
Vorgaben der nationalen Schuldenbrem-
se halten. Wie die nachfolgenden Befra-
gungsergebnisse allerdings zeigen, er-
wartet die Mehrheit der antwortenden 
Kommunen dennoch einen Einfluss des 
Fiskalpakts auf ihre Investitionstätigkeit. 

Schuldenbremse und Fiskalpakt:  
Hohe Belastungen befürchtet 

Die Ergebnisse der vorliegenden Umfra-
ge sprechen eine eindeutige Sprache: 
Mehrheitlich mit „Ja“ antworten die 
Kommunen auf die Frage, ob von Schul-
denbremse (76 %) und Fiskalpakt (56 %) 
Auswirkungen auf ihre Investitionstätig-
keit zu erwarten sind.5 

Nr. 64, 28. Juli 2014 
 

Kommunale Investitionstätigkeit ausgebremst?
Auswirkungen von Schuldenbremse, Fiskalpakt und 
Doppik-Umstellung 

Autoren: 
Dr. Sascha Wolff, Telefon 069 7431-1780, research@kfw.de  
Prof. Dr. Thomas Lenk, Dr. Martina Kuntze, Dr. Oliver Rottmann, Matthias Gessner, 
Kompetenzzentrum Öffentliche Wirtschaft; Infrastruktur und Daseinsvorsorge e.V., 
Universität Leipzig; kompetenzzentrum@wifa.uni-leipzig.de 



KFW ECONOMIC RESEARCH 
	

	
2

Grafik 1: Erwarteter Einfluss von Schuldenbremse und Fiskalpakt auf die  
   kommunale Investitionstätigkeit 

Anmerkung: Mehrfachantworten möglich. 

Quelle: Eigene Erhebung, eigene Darstellung.
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Im Detail sieht sich das Gros der antwor-
tenden Städte, Gemeinden und Land-
kreise von der nationalen Schulden-
bremse vor allem durch zwei Treiber in 
ihrer Investitionstätigkeit negativ beein-
flusst (vgl. Grafik 1, obere Abbildung): 
Durch die Kürzung von Zuweisungen 
und der Mittelausstattung in den jeweili-
gen Landesförderprogrammen sowie – in 
etwas geringerem Maß – durch vermehr-
te Übertragung zusätzlicher Aufgaben 
vom Land, ohne dass die Aufwendungen 
entsprechend kompensiert werden (Ver-
letzung Konnexitätsprinzip). 

Trotz der Vereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern zur innerstaatlichen 
Umsetzung des Fiskalpakts sind die Er-
wartungen der Kommunen dahingehend 
ähnlich pessimistisch wie in Bezug auf 
die Schuldenbremse (s. Grafik 1, untere 
Abbildung). Zu vermuten ist, dass der 
Stand der innerstaatlichen Umsetzung 
des Fiskalpakts und die genauen Kon-
sequenzen für die Kommunen noch nicht 
allerorts bekannt sind.6 

Doppik-Umstellung: Auswirkungen in 
mehrfacher Hinsicht denkbar 

Im Gegensatz zur Kameralistik7 basiert 
die Doppik8 auf einem Ressourcenver-
brauchskonzept. Ein Ziel der Umstellung 
der kommunalen Rechnungslegung war 
es, stärkere Transparenz herzustellen. 
So werden im doppischen System auch 
alle Erträge und Belastungen sichtbar, 
die sich nicht unmittelbar in direkten 
Geldbewegungen manifestieren, z. B. 
Abschreibungen, Aufbau von Pensions-
lasten. Mit Ausnahme von Bayern, Thü-
ringen und Hessen9 ist die Doppik-
Einführung in den meisten Bundeslän-
dern inzwischen verbindlich. Im Rahmen 
der vorliegenden Umfrage geben 73 % 
der antwortenden Kommunen an, bereits 
auf Doppik umgestellt zu haben. 

Auswirkungen der Doppik-Umstellung 
auf die kommunalen Haushalte und die 
Investitionstätigkeit sind in mehrfacher 
Hinsicht positiv wie negativ denkbar: 

(i) So ist bei der doppelten Buchführung 
ein ausgeglichener Ergebnishaushalt zu 
vollziehen. Daher gilt es, die oft umfang-
reichen Versorgungsaufwendungen und 
Abschreibungen auf der Ertragsseite zu 
erwirtschaften. Durch Einbeziehung der-
artiger „Nicht-Geld-Vorgänge“ im Ergeb-

nisplan kann der Haushaltsausgleich im 
Vergleich zur Kameralistik erschwert 
werden. Ein Haushaltsdefizit mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die 
kommunale Bilanz könnte die Folge sein. 

(ii) Angesichts des prioritären Ausgleichs 
des Ergebnishaushaltes im doppischen 
System ist eine nachrangige Behandlung 
der Investitionen denkbar. Grund dafür 
sind direkt damit verbundene Kosten. So 
ist beispielsweise die Sanierung eines 
Verwaltungsgebäudes als Investition ak-
tivierbar. Diese Investitionen schlagen 
sich in der Finanzrechnung nieder. Die 
bis zur Fertigstellung anfallenden even-
tuellen Mietaufwendungen für eine Inte-
rimslösung belasten jedoch den Ergeb-
nishaushalt. Kommunen mit stark belas-
tetem Ergebnishaushalt könnten daher 
Investitionen scheuen, allein wegen der 
damit verbundenen Kosten. Diese Situa-
tion kann im kameralistischen Haushalt 
nicht auftreten, da keine Priorisierung 
zwischen den Rechnungen / Haushalten 
erfolgt. 

(iii) Es ergeben sich auch indirekte Wir-
kungen, beispielsweise bei der Bewer-

tung kommunaler Immobilien oder auch  
durch aktivierbare Eigenleistungen: 
Bei der Bewertung kommunaler Immobi-
lien für den Bilanzansatz könnte als Ne-
beneffekt der Doppik-Einführung ein po-
sitiver Einfluss auf künftige Investitions-
entscheidungen derart bestehen, dass 
Investitionsmittel effizienter und nachhal-
tiger eingesetzt werden (im Sinn einer 
langfristigen Werterhaltung). Sofern Im-
mobilien als bedeutende Bilanzposition 
in den Fokus der Kommune rücken, wird 
ihre langfristige Nutzbarkeit, das Interes-
se an einem Veräußerungswert oder ei-
ner ertragsbringenden Umnutzung eben-
so zunehmen. Im Fall der internen Leis-
tungserstellung (z. B. durch einen recht-
lich unselbstständigen Eigenbetrieb) lie-
gen der Kommune im Gegensatz zu 
einem extern vergebenen Auftrag keine 
über Handelsrechnungen direkt abre-
chenbaren Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten vor. Diese Investitionen 
werden bilanziell als so genannte akti-
vierte Eigenleistungen verbucht. Beispie-
le hierfür sind etwa Landschaftsbau-
maßnahmen kommunaler Bauhöfe oder 
auch die Eigenentwicklung benötigter 



KFW ECONOMIC RESEARCH 
	

	
3

Grafik 2: Mögliche Strategien zukünftiger Investitionsfinanzierung 

Anmerkungen: Mehrfachantworten möglich. 

Quelle: Eigene Erhebung, eigene Darstellung.
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Im Übrigen ist in der Doppik die Liquidi-
tätsbetrachtung unverändert wichtig: 
Wenn z. B. infolge einer hohen Fremdfi-
nanzierungsquote des Anlagevermögens 
bereits hohe Tilgungsüberschüsse be-
stehen und die Liquidität entsprechend 
bereits stark belastet ist, sind weitere In-
vestitionen nicht finanzierbar – auch 
wenn die Ergebnisrechnung einen Über-
schuss aufweist. 

Doppik verhindert keine Investitionen 

Die Befragungsergebnisse stützen die 
vorstehenden Überlegungen allerdings 
nicht: Ein statistisch signifikanter Zu-
sammenhang zwischen dem genutzten 
Verwaltungsbuchungsverfahren und dem 
Ausweis eines Haushaltsdefizits / 
-überschusses besteht nicht. Äußerun-
gen wonach die Doppik zu vermehrten 
Defizitausweisen führt, sind demnach als 
übertrieben zurückzuweisen. Auch lässt 
sich aus der Befragung kein direkter 
kausaler Zusammenhang zwischen 
Doppik und einer rückläufigen Investiti-
onstätigkeit feststellen. Abstriche bei der 
Investitionstätigkeit, die auf die Umset-
zung kaufmännischer Buchungsregeln 
zurückzuführen sind, stellen nach An-
sicht der Befragten ein eher untergeord-
netes Problem dar. 

Indirekte Wirkungen überschaubar 

Indirekte Wirkungen sind erkennbar, hal-
ten sich jedoch in Grenzen und zeigen 
sich ggf. erst über die Zeit hinweg: Im 
Rahmen der Umfrage gaben 43 % der 
Kommunen an, Erfahrungen aus der 
Bewertung von Bestandsimmobilien be-
reits aktiv in ihrer Investitionsplanung zu 
nutzen (44 % antworteten mit „Nein“). 

Zudem meldeten 43 % der antwortenden 
Kommunen, seit Doppik-Einführung ver-
stärkt auf aktivierte Eigenleistungen zu-
rückzugreifen. 53 % tun dies nicht. Es ist 
allerdings unrealistisch anzunehmen, 
dass größere Baumaßnahmen, wie etwa 
ein neues Verwaltungsgebäude, durch 
einen kommunalen Bauhof errichtet wer-
den. Weniger umfangreiche Leistungen 
jedoch, wie z. B. Landschaftsbaumaß-
nahmen, sind aber durchaus denkbar. 
Demnach dürfte sich aber auch die Ver-
ringerung an extern ausgeschriebenem 

Investitionsvolumen im Rahmen halten. 

Reaktionen und Handlungsoptionen: 
Einschnitte bei freiwilligen Leistungen 
zu erwarten 

Falls die geäußerten Befürchtungen ein-
treten, planen die Kommunen kurz- und 
mittelfristig10 Einsparungen hauptsäch-
lich in den Investitionsbereichen, die al-
lein der kommunalen Entscheidungsge-
walt unterliegen. Kultureinrichtungen, 
Sportstätten und Bäder, Stadterneue-
rung, aber auch der Bereich Straßen und 
Verkehrsinfrastruktur, mit seinem ohne-
hin hohen Investitionsrückstand, sind 
wichtige Beispiele hierfür. Standortpoli-
tisch erscheinen weitere Kürzungen in 
diesem Bereich wenig zielführend. Wei-
ter zunehmende Disparitäten zwischen 
den Kommunen wären die Folge. 

Langfristige11 Investitionskürzungen hin-
gegen beziehen sich in erster Linie auf 
den Schulbereich (Grundschulen, Allge-
meinbildende Schulen und Weiterfüh-
rende Schulen). Auch hier herrscht be-
reits jetzt ein großer Investitionsrückstau. 
Als Reaktion auf Schuldenbremse / Fis-
kalpakt gehen fast 80 % der antworten-
den Kommunen langfristig von Einspa-
rungen im Bereich Grundschulen aus 
(74 % bei Allgemeinbildenden Schulen). 
Für stark negativ vom demografischen 
Wandel betroffene Kommunen erscheint 
dies hinnehmbar. Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet darf jedoch keinesfalls am Zu-
kunftsinvestitionsbereich Bildung gespart 
werden. 

Im Rahmen der Umfrage wurden zudem 
weitere mögliche Handlungsoptionen zur 
zukünftigen Finanzierung kommunaler 
Investitionen abgefragt (vgl. Grafik 2): 
Prioritär ist dabei die Strategie, finanziel-
le Ansprüche gegenüber dem Land gel-
tend zu machen (66 %). Die Frage ist je-
doch, inwieweit etwaige Ansprüche 
überhaupt durchsetzbar sind. Auch die 
Veräußerung von Grundstücken und 
Immobilien nimmt mit 61 % einen hohen 
Anteil ein. Ebenso erwägt fast die Hälfte 
der Kommunen (47 %) ihre fundierte 
Verschuldung (sofern möglich) auszu-
weiten. Nicht infrage kommt für die 
Mehrheit der antwortenden Kommunen 
bewegliche Sachen des Anlagevermö-
gens zu veräußern oder auch kommuna-
le Steuern und Abgaben zu erhöhen. 

Fazit 

Wie die Umfrage belegt, lassen sich häu-
fig geäußerte Vorbehalte über einen ne-
gativen Einfluss der Doppik auf das 
kommunale Investitionsverhalten nicht 
bestätigen. Vielmehr sorgt die doppische 
Buchführung für mehr Transparenz. Nun 
werden auch jene Belastungen für die 
Kommune sichtbar, die sich eben nicht 
unmittelbar in direkten Geldbewegungen 
manifestieren (z. B. Pensionslasten). Zu-
dem lässt sich das Knowhow aus der 
Doppik (Bewertungsaspekte) für künftige 
Investitionsprojekte nutzen. 

Mehrheitlich erwartet die kommunale 
Familie einen erheblichen Konsolidie-
rungsdruck im Zuge der Schuldenbrem-
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se und des Fiskalpakts. So wird u. a. be-
fürchtet, dass die Länder Aufgaben auf 
die Kommunen verlagern, ohne dies ent-
sprechend finanziell auszugleichen. Bei 
tatsächlich zunehmenden Aufgabenzu-
ständigkeiten sind die Kommunen daher 
gut beraten, auf die strikte Einhaltung 
des Konnexitätsprinzips zu bestehen und 
auf entsprechende Mittelzuweisungen 
der Bundesländer zu achten. Die Finan-
zierung gesamtgesellschaftlicher Aufga-
ben darf den Gemeinden nicht allein zu-
gemutet werden. Mit den Kommunen als 
Hauptträger staatlicher Investitionstätig-
keit hätte es für Gesamtdeutschland fa-
tale Folgen, Konsolidierungsbemühun-
gen der Länder auf dem Rücken der 

Kommunen auszutragen. 

Was ist nun zu tun? Ein möglicher Lö-
sungsansatz wird nachstehend grob 
skizziert: Ansatzpunkt ist, die Schulden-
begrenzungsregeln kritisch zu hinterfra-
gen. Entgegen dem ausdrücklichen Rat 
des Sachverständigenrates (SVR) hat 
der Gesetzgeber auf Spielräume für die 
Kreditaufnahme zur Finanzierung öffent-
licher Investitionen im Rahmen der 
Schuldenbremse verzichtet. Der SVR 
schlägt daher eine Art investitionsorien-
tierte Verschuldungskomponente vor.12 

Die Idee ist, staatliche Kreditaufnahme 
für Investitionen zuzulassen, die das 
Produktivitätswachstum erhöhen, künfti-

ge Erträge erzielen und damit künftige 
Generationen „reicher“ machen.13 Empi-
risch belegt ist dies u. a. beispielsweise 
für Teile der Bildungsausgaben oder 
auch für die öffentliche Verkehrsinfra-
struktur.14 Eine derartige investitionsori-
entierte Verschuldungskomponente wür-
de z. B. den Ländern größere haushalte-
rische Spielräume eröffnen. Mittelkür-
zungen zulasten ihrer Kommunen wären 
damit überflüssig. Im Rahmen des Fis-
kalpakts hätte eine solche Komponente 
höhere haushalterische Spielräume bei 
allen gebietskörperschaftlichen Ebenen 
zur Folge. ■ 
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